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3. Gesetzlicher Vertreter. Neben dem Beschuldigten kann auch dessen gesetzlicher Ver-

treter einen Verteidiger wählen ($ 137 Abs.2), irn Jugendstrafuefahren der Erziehungsbe-

rechrigte ($ 67 Abs. 3 JGG). Der tsegriff gesetzlicher Veneter ist nach den Vonchriften des

bürgeilichen Rechrs auszulegen. Bei Minderjährigen nehmen beide Eltem die Vertrecung in

Gesimwertretung wahr @GHSt. 22, 103 = NJW 1968, 950). Das Recht des Beschuldigten,

selbsr einen Verteidiger zu wählen, wird dadurch nicht berührt (OLG Schleswig NJW 1981,

1681); denn im Straftrozeß kommt es nicht auf seine Prozeßfihigkeit im Sinne der $$ 51ff
ZPO, vielmehr ausschließlich auf seine Verhandlungsfihigkeit an, nämlich auf seine Fähigkeit,

der Verhandlung zu folgen, die Bedeutung des Verfahrens und seiner einzelnen Akte zu erken-

nen und sich sachgemäß zu verteidigen (BGH 19. 2.1976,2 StR 585/73, insoweitnichtabge-
druckt in BGHSI.-26, 284; Beschl. v. 27. 11,. 1978, 3 StR 416178 [S]). Der verhandlungsfihige,
bürgerlichrechtlich nicht rechtsfihige Beschuldigte kann sich allerdings nicht zu einer Honorar-
zahlung an den gewählten Verteidiger verpflichten (OLG Schleswig NJW 1981, 1681). Schei-

tert daian die Verteidigerbestellung, so ist ihm unter den Voraussetzungen des $ 140 ein Vertei-

diger beizuordnen.

4. Verteidigerwatrl durch Beschuldigten und gesetzlichen Vertreter. Die Zahl drei

darfauch dann nicht übenchritten werden, wenn der Beschuldigte und selbständig sein gesetzl!

cher Vertreter Verteidiger wählen. Nach Abs.2S.2 grlr Abs. 1 S.2 entsprechend, wenn der

gesetzliche Vertreter einen Verteidiger wählt. Das könnte dahin ausgelegt werden, daß der

Beschuldigte und sein gesetzlicher Vertreter berechtigt sind, je drei Verteidig,er zu wählen. Dic
widenpricht jedoch den Zielen des Gesetzes (siehe Kleinknecht/Meyer-Colner RdNr. 10; aM

Lüdersien LR $ 137 RdNr. 75; Dünnebier NJW 1976, 1). Die Regelung darfjedoch nicht dazu

ff.ihren, daß der Beschuldigte überhaupt keinen eigenen Verteidiger wählen kann, weil der

gesetzliche Verrrerer den $ 137 voll auschöpft. In solchen Fällen kann der Beschuldigte sich

wenigstens einen eigenen Verteidiger wählen. Einer der von dem gesetzlichen Vertreter ge-

wählien Verteidiger ist dann nach den unter RdNr.8ff. dargelegen Grundsätzen zurückzu-

weisen.

5. Pflichwerteidiger. Eventuell bestellte Pflichwerteidiger werden nach dem ausdrückli-

chen Wortlaut des $ 137 nicht angerechnet (BayObLG StV 1988, 971. tM Lüderssen LR $ 137

RdNr. 78), wohl aber Verteidiger, die nur mit Genehmigung des Gerichs ($ 138 Abs. 2) üitig
werden dürfen (BGH Beschl. v. 14. 11. 1979 MDR 1980,273,274[H.l) oder ausländische

Verteidiger.

6. Für den Fall der Untervollmacht vgl. vor $ 137 RdNr. 11.

III. Zurückweisung des überzähligen Verteidigers

Die Zurückweisung des überzähligen Verteidigen ist durch $ 146a zwingend vorgeschrie-

ben, vgl. dort. Die Prozeßhandlungen des zurückgewiesenen Verteidigerr sind und bleiben

jedoch wirksam ($ 146a Abs. 2).

fV. Revision

Die Revision kann nicht darauf gestützt werdon, daß in enter Instanz mehr als drei

Wahlverteidiger mitgewirkt haben. Darauf kann das Urteil nicht beruhen. Die ungerechtßnigte
Zurückweisung einei Verteidigen liihrt, soweit sie nicht willkürlich erfolgt ist, nicht zu einer

den Angeklagtin belastenden Beschrinkung der Verteidigung, wenn er anleryelts ordnungs-
gemäß verteidigtist (BGHSI.27,154, 159 = NJW 1977, 1208; BayObLG NSZ 1988' 281;

iet. i- tiu;e.'i$ t38 RdNr. lE). ifarQrr..L., i{oqortr^r.".{gl a f4Po 
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(1) Zu Verteidigern können die bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechßaa-
wälte sowie die Rechtslehrer an deutschen Hochschulen gewählt werden.

(2) Andere Personen kö'r.en nur mit Genehmigung des Gerichts und, wenn der Fall

einer notwoudigen Verteidigung vorliegt und der Gewählte nicht zu den Personen ge-

hört, die zu Verteidigern bestellt werdea dürfen, nur in Gemeinschaft mit einer solchen
als Wahlverteidiger zugelassen werden.
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I. Deutsche Vahlverteidiger

1. Anwendungsbereich' Die Vonchrift Uetrim {e.n 
vom Beschuldi4en oder'seinem ge- 1

setzlichen Vertreter tE r:z atl äl ;;ä;;;Uglais*' nicht den vom Gericht bestellten

Pflichweneidiger. Sie ist rn $ 140 ergänzt und :*u: & öebot von Art' 6 Abs' 3 Buchst' c

MRK'ZustandekommtdasVerteidigungsverhdltnrs-mitde.AnnahmederWahl($148
RdNr.5).

2.ZuAbs.l.ZuVerteidigemkönnennachAbs.ldiebeieinemdeutschenGerichtzlge-2
lassenen Rechtsanwätr. r#t:ää;äi"h";; "r, 

d"ut ch"" Hochschulen gewählt werden'

Der Begriff deutsch ist tt'ärn.:' l0'-is9ö i" ab-titt""g von dem Spralhgebmuch und

ä;; ;ä;,;; J,.r," n e-. i"ä+i oä ;-" t 
"' " :tb t;.1f, #'r'drt3 

t 

i.ffi |;1?: ;fr
..Gelrungsbereich dieses Geseees" ausgelegt worden,(r

ä;& öi? ä;1L." p-Uf"-. 
".ll.n".i.h"r,i.hrmehr. 

Durch Art. 21 Abs' 1 des Gesetzes zur

Neuordnung des Berußrec'hiä-R."ht"rr*älte und der Patentanwälte vom 2.9' 1994

rBGBl. I 227g,22g4)irt ai"'äna-ö auch in den ,reoen burrd"sländem in Kraft getreten' Nach

äem Rechtsanwalsgesetz d;;;";;;;; b-on u' rr' 9' 1990 zugelassene Rechsanwälte sind

nach der Bundesrechsan*j;ä;;;;ugelassen; Zulasungen beiberichten wirken fort'

a)Rechtsanwiilte.Jederbeieinem_GerichtderBundesrepublikDeuschlandzugelassene3
RA ist als Verteidiger ""gtilä';;; 

JtinettttdA$e RA oder Hochschullehrer' so kann er

sich allerdings nicht selbst #-üi";"Cttt'-bt'ttllt" [.',4' nvttfCe $'207' 213; BVerfG NSIZ

1988.282:NSZ 1998, 363)' Zulässig itt "bt'' 
daß delRA im Revisionsverfahren die Revisi-

onsschrift und im Wi"d;i#;;;r?äfrr."'a." Wi.ä.ou6t"h-eantrag selbst unterschreibt

(gg 3as Abs. 2, 366 Abs. ;"i;;;;;;Ji7vt'vu'apn* $ u5 RdNr' 13 mwN)' Eine Beschrjn-

kunE für Rech6anwalte, ;t';#;;"tdl;; "t+t:;hen 
Gerichten aufzutreten' gibt es im

übriäen nur fur die bei d.il ;äH;;;i;ä.n R".ht""*lilte' die grundsätzlich nur vor dem

BGü, den anderen oUt*i"n öathien des Bundes' dem gemeiniamen Senat der obenten

Gerichshöfe sowie dem;:ü;ä;;;;-düt{b" 1l rzz önao). Die Revisionseinlegung

beim Landgericht una aiJini'2-or"*-"nt"rrs r-"t-aät-n"gtündung der Revision vorzuneh-

menden Handlungen (rts A"fr";.";ää.t är.f,af"terteilung wegen der Begründung einer

Beseeungsrüge) gehören 'Äot"'t't' 
Verteidigung^vor dem Sötl' 2" den Mehrkosten eines

auswärtigen Verteidigen oiä'birr*ri"JNsz Ioar, +it; tvtoR 1987,79; oLG Köln NJW

1992, 586; sommermevn 
-sVä1söd'-äs; 

Korz Nst2'i gso' czz mwN" z;r1 Anspruch auf

Beiordnung eines Dolmetsc;; fit;ättprat1" "1t 
d""' w"hl'"tttidiger vgl' $ 140 RdNr' 25'

Nicht zum v.rt"id;;;;;;ählö;;d;" Ynn-ein 
RA' deniauf-Grund einer von den 4

SEafEerichten oder den säd-"sg".i.ht.n angeordneten Maßnahme ($ 132a SIPO, $ 70 SIGB'

$$ 113, 150tr u+Aol d';'Iilä;il;-a".v"t'lffie i"' n""r'utdigten veöoten ist' Wird

ein sorcher -.,o.n ,ug.,"i..'".r1lü a..no.h_at ü.tt?iager gewähltl so sind seine Prozeß-

handlungen nicht von ".ä.r.i" ",r*iÄ"-. 
Vi"f-.ir ritia hier die zu $ 137 bei der Wahl

von mehr als drei verteräi;;ilni^,i;ütt.n.c*na.ät"e anzuwenden (dort RdNr.8ff')' Der

Veneidiqer ist deshatb ";"ä;ä.;;üi 1,,g1. ",r, 
Z"rta"diekeit $ 137 RdNr' 14) zurückzu-

weisen (vgl. oLG celle N'#'Tr;9;41 -iän-. iirirnrtstz ieae,lrs;. Bis zur Zurück-

weisuns bleiben die 
",.':ä;;d;"c"" 

*rtl."t ttgf' auch $ 137 RdNr' 8ff')' Ist die Zulassung

eines {.echtsanwalts erloschen' 'o 
f"to ."' "u'. 

o"tt' den-Voraussetzungen des $ 138 Abs' 2

Verteidigungsh"rra,rng.r, 
";ilk*"- 

"o-.t -." 
(zum Problem der rückwiikenden wirksamkeit

von prozeßhandlungen, ;;;i. äli;[rrrr,ln"..a.i Zulassung durch wiedereinsetzung in

wegfall gerät: BGH JR rö'al,')ü ;i A; '.votlkonnet lR ßd7 ' 225)' Ein selbst angeklagter

Rechtsanwalt kann ernen Mitangeklagen nicht veneidilen (BGHR SIPO $ 138a Anwen-

dungsbereich 1). Wird t;; R;;h;t"*;lt nach Eröffnungitt i{tup-erfahrens o*"" tn" 
:::
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einem Mitangekiagten als Verteidiger gewählt, ist er durch Beschluß des erkennenden Gerichts
zurückzuweisen @GH aaO). Zur Frage der individuellen körperlichen und geistigen Eignung-
voraussetzungen vgl. Stem AK-SIPO RdNr. 7f.

b) Rechtslehrer an lfochschulen sind ordendiche sowie außerordendiche - auch emeri-
cierte - Professoren, Privatdozenten und Lehrbeauftragte, welche die Befähigung haben, ein
Rechtsgebiet an einer deutschen (RdNr. 2) Univenität oder gleichrangigen Hochschule selb-
ständig zu lehren (vgl. Sdrröter, Der Hochschullehrer als Strafverteidiger, Diss. Regensburg
L987; zur Frage der Annahme eines Lehntuhls an einer ausländischen Univenität OLG Koblenz
MDR 1981,691). Sie brauchen nicht Mitglieder einer jurisrischen Fakulsit zu sein. Fach-
hochschullehrer (BVerwG NJW 1975, 1899 mit Ann. Wochner und Anm. Breler NJW 1975,
2356; NJW 1979, 1174; vgl. BVerfG NJW 1975, 2340) und Fachhochschullehrer an einer
Gesamthochschule (OVG Münster NJW 1980, 1590; BGHSI. 34, 85, 87) sind keine Rechts-
lehrer in diesem Sinne. Die Vergütung richtet sich nach der BRAGO (OLG Düsseldorf NSIZ
1996, 99 mit Anm. Deumeland). Die Zustellung an einen Rechslehrer an einer deutschen
Hochschule kann durch Empfangsbekenntnis bewirkt werden (BGH JZ 1997, 212).

c) Für das Steuerstrafrerfahren wird $ 138 Abs. 1 durch $ 392 AO 1977 erweitert. Soweit
die Finanzbehörde das Verfahren selbsuindig führt (gg 386,399, 406, 410 AO), können auch
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, WiruchaftsprüGr und vereidigte Buchprüfer zu Verteidi-
gem gewählt werden ($ 392 Abs. 1 1. Hs. AO; dazu Werner, Steuerrecht, Gesellschaftsrecht,
Berußrecht 1995, S. 179; Quedenfeld/Füllsack, Verteidigung in Steuentraßachen 1996). Im
Hinblick daraufi, daß die genannten Berufe nicht die Stellung eines RA haben (vgl. BGH
Beschl. v. 13.11. 1978, AnwZ [B] 28/78; BGHZ 94, 65, 71; KG JR 1988, 391; App Die
Steuerberatung 1991,330), können diese Penonen die Verteidigung im staatsanwaltschaftlichen
Ermittlungsverfahren und im gerichdichen Verfahren nicht allein, sondem nur in Gemeinschaft
mit einem RÄ oder - dem gleichgestellten - Rechtslehrer führen (g 392 Abs. 1 2. Hs. AO;
dazu Bomheim wistra 1997, 212,257); zur Rechsmitteleinlegung OLG Hamburg NJW 1931,
934. Soweit kein Fall der notwendigen Verteidigung vorliegt, kann das Gericht allerdings nach
den $$ 138 Abs.2,392 Abs. 2 AO 1977 die Alleinvemetung genehmigen.

3. Zu Abs. 2. Andere Personen als die in RdNr. 2 bis 6 genannren können nach $ 138
Abs. 2 nur Verteidiger sein, wenn die Genehmigung des Gerichts zur Verteidigung erteilt ist.
Dies gilt auch fiir Rechtsbeistände, die Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer sind (vgi.
BGHSt. 32,326,329: OLG Koblenz NJW 1982, 1955; LG Cottbus Rbeistand 1994, 70). Bei
der Wahl solcher Penonen liegt ohne Genehmigung ein nach außen wirksames Verteidigungs-
verhältnis nicht vor. Die Prozeßhandlungen des noch nicht wirksam bestellten Verteidigen sind
unbeachdich. Liegt ein Fall der norwendigen Verteidigung (g 140) vor, so isr Vorausserzung für
die Zulassung, daß die Wahlverteidigung in Gerneinschaft mit einer Penon, die ohne Geneh-
migung zum Verteidiger bestellt werden kann, gefiihrt wird. In AuslieGrungsverfahren gilt
$ 138 Abs. 2 nicht (OLG Koblenz aaO).

Die Zulassung nach S 138 Abs. 2, die auch stillschweigend erteih werden kann (OLG
DüsseldorfJMBl. NRW 1980, 215; BayObLG DAR 1994, 38 bei BAr), ist Voraussetzung
für das Entstehen des Verteidigungsverhältnisses. Vorherige Vereinbarungen und Erklä-
rungen sind schwebend unwirksam (Kairer NJW 1982, 7367, 1369). Sie werden mit der Zulas-
sung wirksam @ayObLG MDR 1978, 862). Die Zulassung setzt neben Vertrauenswürdigkeit
Sachkunde für den konkreten Fall voraus (OLG Hamm MDR 1978, 509; OLG Düsseldorf
NSIZ 1988, 91 = StV 1988,377; zu eng OLG Karlsruhe NStZ 1987, 424 = StV 1988, 378 mir
abl. Besprechung Hrl/a NJW 1988, 2525; im Ergebnis zusrimmend Hammerstein Jk 1937, 388).
Sie kommt nur bei Geschäftsfihigkeit des Gewählten in Frage, denn nur ein Geschäftsfihiger
kann die nit der Verteidigerbeltellung verbundenen Rechte und Pflichten erfrillen. Veneidiger
kann nur eine natürliche Perso-n sein. Juristische Personen oder Penonenvereinigungen können
deshalb nicht über $ 138 Abs. 2 zu Verteidigem bestellt werden. Nach Art. 1 gg 1, 8 RBerG
unzulässige geschäfsmäßige Verteidigen:idgkeit steht der Zulassung als Verteidiger gemäß $ 138
Abs.2 entgegen (OLG Dresden NJW 1998, 90; Kleinknecht/Meyer-Cofner RdNr.9). Die Er-
teilung der Genehmigung ist in das pflichtgemäße Ermessen des Gerichts gestelh. Hat der Be-
schuldigte zu dem als Verteidiger in Frage kommenden Gewählten besonderes Vertrauen, so
braucht nicht zusätzlich dargelegt zu sein, daß ein besonderes Interesse besteht, gerade durch
den Gewählten verteidigt zu werden (I)iderssen LR RdNr. 26; BayObLG MDR 1978, 862; aA
OLG Oldenburg NJW 1958,33). Ist in diesen Fällen die Sachkunde des Gewählten für den
konkreten Verteidigungsfall nicl-rt zweifelhaft, und ist davon auszugehen, daß er die Pflichten
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eines Verteidigen beachten wird, so wäre die Versagung der Genehmigung ermessensfehlerhaft.
Verwandtschaftliche Beziehungen des Gewählten zum Beschuldigten und sein mögliches Inter-
esse am Ausgang des Verfahrens stellen seine Fähigkeit, die Verteidigung sachgerecht zu führen,
nicht von vomherein in Frage (OLG Zweibrücken NZV 1993, 493). Ein Mitbeschuldigter
kann jedoch nicht zum Verteidiger nach Abs.2 gewählt werden (BayObLG NJW 1953, 755).
Die Ausschließunggründe nach $$ 138a, 138b stehen einer Genehmigung von vomherein
entgegen (vgl. $ 138a RdNr. 2).

Die Genehmigung setzt einen Antrag voraus. Der Antrag kann konkludent gestellt werden,
ecwa dadurch, daß der Gewählte, der sich durch eine Vollmacht ausgewiesen hat, eine Prozeß-
handlung vomimmt und dabei erkennen läßt, daß er ff.ir einzelne Prozeßhandlungen, fir einen
Verfahrensabschnitt oder das gesamte Verfahren als Veneidiger auftreten will.

Zuständig fiir die Genehmigung ist das Gericht, beim Kollegialgericht der Spruchkör-
per in der Besetzung, die frir den Verfahrensabschnitt, in welchem der Antrag gestellt ist, vor-
geschrieben ist. Wird der Antrag in der Haupwerhandlung gestellt, so wirken demnach die
Schöffen bei der Entscheidung mit. Nicht ausdrücklich geregelt ist, welches Gericht in dem
Emrittlungsverfahren zusuindig ist. Die Zuständigkeit des Ermitdungsrichters scheidet aus. Die
Vonchrift des $ 162, die den Fall regelt, daß eine richterliche Untenuchungshandlung notwen-
dig ist, ist nicht einschlägig (Dilnnebier LR23 RdNr. 20; BGH Beschl. v. 30.3. 1979, 1 BJs

150/77/IIBGs346/79). Da die Bestellung für das gesamte Vefahren wirkt, liegt die entspre-
chende Anwendung des $ 141 Abs. 4 nahe, allerdings mit der Modifikacion, daß nicht der
Vonitzende, sondem das Kollegium des Gerichts, das für das Haupwerfahren zustindig sein
wird, die Entscheidung nach $ 138 Abs. 2 zu treffen hat, und zwar in der Besetzung, die fiir
Enncheidungen außerhalb der Haupwerhandlung vorgeschrieben ist (so auch liderssen Lk
RdNr. 30). Vor der Entscheidung des Gerichts ist die Staatsanwalachaft zu hören ($ 33), die
sich gegebenenfalls auch darüber zu äußem hat, bei welchem Gericht sie Anklage zu erheben
gedenkt. In EilQillen kann allerdings auch der Ermitdungsrichter die Zulassung erteilen, wenn
sie auf die Mitwirkung bei einer richterlichen Untenuchungshandlung nach $ 162 SIPO be-
schränkt ist, oder bei einer Beschuldigtenvemehmung nach $$ 115 Abs.3, 128 Abs. 1 S.2
SIPO der im Ermicdungsverfahren zusündige Haftrichter (BGH StV 1993, 113 = BGHR SIPO
$ 138 Abs. 2 Zulasung 1).

Die Genehrnigung kann wieder zurückgenomrnen werden, wenn sich ergibt, daß die
Voraussetzungen für sie von vomherein nicht gegeben waren @ayObLG NJW 1953, 755) oder
nicht mehr gegeben sind. ZusCändig für die Rücknahme der Genehmigung ist das Gericht, das

im Zeipunkt der Rücknahme für die Genehmigung zuständig wäre. Die Rücknahme, die
nicht zur Unzeit geschehen dad berührt die Wirksamkeit von Prozeßhandlungen, die der
Gewählte vor der Rücknahme vorgenommen hat, nicht. Im übrigen endet auch das Verteidi-
gungsverhdltnis nach $ 138 Abs. 2 durch Niederlegung oder Entzug des Mandats. Bei Vorliegen
der Ausschließungsgründe der $$ 138a, 138b ist die bloße Rücknahme der Genehmigung
(entgegen der Aufhssung der 2. Auflage) nicht möglich, sondem das Ausschließungsverfahren
nach $$ 138c, 138d zu betreiben ($ 138a RdNr.2; Keinknedtt/Meyer-Gofnu RdNr. 17; Stem
AK-SIPO RdNr. 27; Iiiderssen LR $ 138a RdNr. 3; aA Ubenheimer GA 1,975, 103, 108; Müllel
KMR $ 138a RdNr. 1).

Kann der Gewählte, was frir die Fälle der notwendigen Verteidigung - auch ftir Fdlle des

$ 140 Abs. 2 KGJR 1983, 83) - vorgeschrieben ist ($ 138 Abl 2 und $ 392 Abs. 2 AO 1977),
die Verteidigung nur in Gemeinschalt mit einem anderen Verteidiger durchführen, so ist
seine Befugnis nicht eingeschninkt. Allerdings müssen Prozeßhandlungen von dem Haupwer-
teidiger miweranswortet werden (Kleinknecht/MeyerCofner RdNr. 19); der Haupweneidiger
muß bei wesendichen Teilen der Haupwerhandlung anwesend sein (BayObLG NJW 1991,
2434). Rechtsmittelerklärungen müssen mit unterzeichnet werden (I{G NJW 1974, 916;
BGHSI. 32, 326). Bei mangelnder lJbereinstimmung ist die Erklärung des Haupwerteidigen
maßgeblich. Streitig ist, ob der Haupwerteidiger Prozeßhandlungen, insbesondere solche, die
während der Haupwerhandlung vorgenommen werden - zB Stellung von Beweisanträgen -,
durch Widernrf gegenstandlos machen kann. Die gesetzliche Regelung stellt auf die Gemein-
schaftlichkeit ab. Daraus folgt zwingend, daß Prozeßhandlungen, die nicht von dem Einver-
ständnis des Haupwerteidigers, das sich aus den Umständen ergeben kann, gedeckt sind, nicht
wirksam sind. Wird das mangelnde Einventändnis des Haupwerteidigen durch Widem.rf evi-
dent, so Ghlt es deshalb an einer wirksamen Prozeßhandlung. Das gilt allerdings nur bis zu dem
Zeitpunkt, in dem eine Prozeßhandlung noch zurückgenommen werden kann. Der Antrag des
Verteidigers, einen Sachventändigen zu vemehmen, kann deshalb nach Vemehmung des Sach-
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ventändigen nicht durch Widemrf des Beweisantrages durch den Haupweneidiger gegen-
standslos gemacht werden. Die jedem Verteidiger zu:tehenden Rechte auf Rkteneinsicht
($ 147) und auf mündlichen und schriftlichen Verkehr ($ 1aS) mit dem Beschuldigten (KGJR
1988' 391 mit Anm. Hammerstein) kann der nach $ 138 Abs. 2 zugelassene Vertiidiger ohne
Absprache mit dem HauPweneidiger wahmehmen. Denn nur so können die Voraussitzungen
für eine sinnvolle Verteidigung geschaffen werden.

II. Ausländische Rechtsanwälte

13 Ausländische Rechsanwdlte können grundsätzlich nur unter den Voraussetzungen des $ 138

4!s:2 a\ Vertei4iger zugelassen werden @GHR g 138 Abs. 2 Genehmigung 1; BayObLG
DAR 1994, 385 bei Bär). Nach der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschäft vom
22.3. 1977 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. L 78/i7) s;ndjedoch fiir die dort
bezeichneten ,,Rechtsanwdlte" aus den Mitgliedständem Beschränkungen des freien Dienstlei-
stungsverkehn - soweit es sich um die tatsächliche Ausübung der Rechtsanwaltstärigkeit han-
delt -, die sich auf die Staatsangehörigkeit oder das Erfordemis des Wohnsirzes gründin, unter-
sagt. Die Richdinie ist durch Geserz vom 16. 8. 1980 (BGBI. I, 1.453), zuletzt geändert durch
Gesetz v. 2.9. 1994 (BGBI. I, 2278,2292), in nationales Recht umgewandelt worden. Daß dies
nach Ablauf der den Mitgliedsländem gesetzten Frist (vgl. &hubz AnwBl. 1981,41) geschehen
ist, frihn nicht zur unmittelbaren Anwendbarkeit der Richtlinie in der Zeit vor Inknfctreten des
Gesetzes (BGH NSIZ 1981,269:' OLG Düsseldorfi, Beschluß vom 3. 9. 1979 - M/79 .'l'r,d,
vom 5. 12. 79 - M/79; offengelassen in BGH Beschl. v. 1,. 11. 1,979 MDR 1980, 27a lH.);
aA Riegel NSIZ 1982, 295). Nach dem Gesetz stehen die in ihm (ensprechend der Richtlinie)
genau bezeichneten RAe den in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen RAen gleich,
sie sind also Verteidiger im sinne des g 138 Abs. 1 (vgl. BTDrucls. 8/3181 s. l9). Ar;dings
hat der deutsche Gesetzgeber die nach der Richdinie möglichen Beschränkungen (vgl. Aft.5)
vorgesehen. Der ausländische RA darf danach im Fall der nocwendigen Verteidigung nur im
Einvemehmen mit einem deuechen RA handeln. Das Einvemehmen ist bei der enten Hand-
lung dem Gericht schriftlich nachzuweisen ($ 4 Abs. 2 des Gesetzes). Der Besuch von inhaG
tierten Gefangenen ist nur in Begleitung dieser RAe möglich, schriftlicher Verkehr erfolgt über
den deutschen RA, soweit das Gericht nicht den unmittelbaren Verkehr sesrattet. Die ieat
geltenden Beschrinkungen enrhahen keinen Ventoß gegen Art. 59, 60 Ewöv (vgl. zum "vor-

herigen Rechtszustand EuGH Jz 1988,506 mit Anm. Bleckmann; ostler NJw 1981, 2gl,2g5;
krit. auch Mauro/Weil AnwBl. 1981,128, 131). Die genannten Vonchriften der Richtlinie sind
zwar nach Ablauf der ubergangszeit unmittelbar verbindlich (vgl. ua. Bole $w 1977,1567;
EuGH NJW 1'979, 1764: 1980, 2010). Die Beschrjnkungen dienen jedoch der Durchsetzung
des Lokalisierungsgebotes des narionalen Rechts (g 18 BRAo; g 138 Abs. 1), das nicht gegen
das Freizügigkeitsgebot von Arr. 59 EWGV venrößr (EucH NJw 1975, 1095), da es diö öe-
währleistung deuschen Standesrechts sichen (BGH NSIZ 1981, 269).Das Durchfuhrungsgesetz
zur EG-Richtlinie schließt eine von Beschränkungen des Durchfrihrungsgesetzes freie-Bistel-
lung eines ausländischen RA nach g 138 Abs.2 nicht aus (Branguh NIv 1981, 1177,1180).
Die Mitwirkung eines ausländischen Verteidigers, welcher der deutschen Sprache nicht mächtig
ist, führt nicht dazu, daß wegen seiner Beteiligung gemäß $ 185 GVG-ein Dolmetscher zi
bestellen ist. Eine derartige Erweiterung der Pflicht zur Stellung eines Dolmetschers kann
nicht Sinn der Richdinie sein. Kann der ausländische Verteidiger, weil er sprachunkundig ist
oder aus sonscigen Gründen, die Veneidigung faktisch nicht sichentellen, so hat der Vonitzen-
de diese durch-Stellung eines Pflichrverteidigen zu gewährleisten, wenn die Verreidigung nicht
schon durch den deutschen RA, in dessen Einvemehmen der ausländische Anwalt hindeln
muß, gesichert ist. Rechtsanwälte aus Mitgliedsländem der EG können bei einem deutschen
Gericht zugelassen werden,.vJänn sie die Eignungsprüfung nach dem Gesetz über die Eig-
nungsprüfung für die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft v. 6.7. 1990 (BGBI. I, 1349) bestandJn
haben. Zur Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit der Rechsanwdlte in der EG vgl. Rabe
AnwBl. 1992. 146.

III. Mandat und Vertretung
L4 Das Mandat gilt grundsätdich liir das gesamte Verfahren, wenn nicht, was durchaus möq-

lich ist,-der Verteidiger nur 6ir einzelne Verfahrensabschnitte bestellt wird, so fiir die Folgi-
und Nebenverfahren (Strafuollstreckung [vgl. aber OLG Bremen bei Bungert NStZ 1988,403],
Gnadenentscheidungen, Wiederaufnahme: OLG Düsseldorf NSIZ 1983,235: wistra 1990. 16ti:

15-18 $ 138
Wahlverteidiger

vel.Ql4SRdNr.5,fiirdenPflichtverteidiger$1.41RdNr.9,10).-NachdemToddesMan.
därJ"',i;;;"] ii.".rag"r;;-;;h ;;*endige,n prozeßhandlungen.vomehmen (oLG

Hamm NJW 1978, 777; r')ä üw ß78, g77 mit-Hinw. auf entsprechende Rechsprechung;

Kleinknecht/Meyer-cofnet vor$ it naNt' z; +919 Düsseldorf NJW 1993' 546 m'w'N')'

i"ÄptJ.ta.i gilt a;ch frir den Verteidigerllh $ 138 Abs' 2'

Nach außen bedarf der v.i"iag., dei vollmacht. Eine besondere Form ist.nicht vorge- 15

schrieben. Die vermurung;p';;;il"drätzlich für die Bevollmächtis_u"8._Jm Falie fristgebun-

dener Erklärung.r,, ir,rb.roitd... tli nttft"-itteleinlegungen durch den Vertel{**' t:i:lt-::
J.ri,AU ,r., wän die Bevollmächcigung nach Fristablauf nachggwielel lvl-1 vorausgesetzt' sre

ist vorher eneilt (BerlverfiHlä i6ös, ss, 57; Brandenburgisches oIG NSz,1995, 52). Für

einzelne prozeßhandlung.;^;.ä;"gr'J". C.t"t, den Nachweis der Vollmacht (vg!' vor $ 137

RdNr.2).
ZurVertretung und Untervollmacht vgl' vor $ 137 RdNr' 11f' 16

IV. Überpräfung von Gerichtsentscheidungen

1. Beschwerde. Die Entscheidungen des Gerichts, die das verteidigungsverhälmis betref- 17

Gn - insbesond.r" ai" zu.iJt*"iffieines Verteiögen -, sind unter den^Vorausetzungen-der

gg 304tr mit der s.r.t*.rä. .r,f.".htb".. Anzuwinden sind die zu $ 146a entwickelten

ä-"araü., "gf. 
dort RdNi.7. Bei Zurückweisungen von Antt'igcn nach € 138 Abs. 2 ist'

soweit ein Beschwerderech; g;;il;i,. 1"lto nithigtgen Entscheidungen.des.OLG)' neben

dem Beschuldigten auch ä"t"ö?*ltrr,. u!r.h*.td.b"..ä.hd$, da die Enscheidung in dessen

eisenen Rechtsk..i, .irgrjä töLCk-fr^fte NSZ 1987, 4ä+ = StV 1988,.378; OLG Düssel-

ffiNiäöslöl :Stv idaa, 377). Genehmigungen nach $ 138 Abs' 2 kann die StA unter

den Voraussetzungen des $ 304 anGchten'

2.Revision.MitderRevisionkanngeltendgemachtwerden'daßdurcheinenBeschluß18
d.;'c;;;ü ($ sts Nr. s)'- ai;. di ",r.lifri. 

Enöcheidungen nach $ 138 A-b:. 2 - die Vertei-

dizunE beschrjnkt worden i*.-lil""g"r"chtrertigte Zurü-ckweisung eines-Verteidiggn füh1

;";.if ä;;i'ät".r,.r, .ärg, rri, "clann nicht-zu einer Beschrinkung der Verteidigung in

einem für die Entscheidu"i *"tJ"tU"it"n Punkt' w-enn der a"g"tll4:-A{:*,tit ordnungsge-

mdß verteidigt ist 1'g1. aie ä;;d;;;;t BGHir 27 ' 154' 157 = NJw 7e77 ' 7208; BavobLG

NSIZ i988, 281). Der Bcü;;;;i.h in der in NSd 1984, 419 (mit Anm. Gössel) veröffent-

lichten Enncheidung mit ä"r 
-io!. 

tot.ln*dergesetzt, ob eine ,,Rechrsstaaswidrigkeit" des

Verfahrens durch Behinde*"ga.? Verteidigung-zum Entstehen eines Verfahrenshindemisses

führt. Er hat dies ni. a." aoti uorti.g""a"tifafl-(Kennmisnahme des Verteidigungskonzeptes

durch die StA) vemeint. p.r-Sn""hEia"ng ist aber zu entnehmen, daß der 2' Straßenat des

BGH ein Vefahrenshind!är-""n.fr-"""-ürde, wenn ein Umsand von einem solchen

]d.i1r;'r..U"g,, d"ß ";-il;',,Verfahren 
in-seiner Gesamtheit entgegensteht"' Der Senat

knüpft damit enichrlich "" 
s"Ä.iliJ";gen an, die.er in anderem Zusammenhang getroffen hat,

äffiä;ä.,p;;;, ;;;;;;;i#des Verhalten eines Lockspitzels -zur-ver6hrenseinstel-
lune führen kann. Er h" d;;. i{.;h6.""ft"ng im_Anschluß an BöHSI. 32,345 = NJW 1?81,

ää'0;d äöäil 3i; H-= NJw lcse' n ai 
""fgegeben 

@GH JZ 1e86' 4s3 und BGH 5' 3'

1986, 2 StR 13185; vgt. ;r"; ätrf- JR'f eaS, +S,i ö"* d"- Grundsatz des ',fair 
trial" kann

"ir" 
ntr.r.g.ie'rof .iri"or d"i v"kariutrg hergeleitetes verfahrenshindemis Rechnung getragen

werden(vgl.aberAGirA"""i"i."-irV iS'AS,;70;SchumannJZ19S6'66).So,kanninFällender

Tatprovokadon d,rr.r, vi."t. I *i" ir den Fdllen überlange_r_verfahreT*"j.t (BGHSt. 24'

;;{,';;;';CÄ-Ci tstt , ii, 276; BGH 
-N 

stz 1e82, 2s1: 2s2; BGH N-s', 1e87' le [P0;

BGH NSIZ 1989,283; ijGH b;..il' v' 20' 1' 1e87' MDR 1sÜ' 444,[tl,']) oder der nicht

örr.üä" 2Jö;";;ä, d* ve.fahrgn einzustellen @GHSt. 37, 10), - dadurch ange-

messen reaglerr weroen, Ln-Ji. sr"e herabgeserzt wird @GH SrV 1985, 309;JZ 1986' 453;

vel. auch schünemannsrv i%i öi;scrl Stv 19S5, S9'S mit Anm.Becker,.BGH StV 1991'

;äd,ääifi.ii;ä'i'öiöi,"iaiBöir[ rün5 Art.6Abs. 1 s. 1 verfahrensv:liq:-"c 3 und 5);

in Extremfillen ,""t r.rtr"i.*iarit"r Re.hs.r"trtöße kann es sogar angezeigt sein, in entspre-

il.de; A;;;arog a.ISS +s f,ut' z, 60 stG-B gnz auf den Auspruch einer Strafe zu ver-

zichten. Auch das Recht'däi n.r"rt"faigr." auf Veieidizune braucht nicht dadurch.gesichert zu

werden, daß bei schwere;V;#ü g:gen dieses Rech"t au? ein Vefahrenshindemis zurückge-

griffen wird, das in der srp6;h;;ösehen isr (offen gelassen von BGH StV 1993' 117 fur

die gezielte B"hi'derunf dl.-v.rt"idifir"g durch'Ermitlungsbehörden)' Das Recht des Be-

schuldie$en "rf 
V.rt"iai!,ri-g - rrJ tüf ä Ai..t VerfahreJ- ist in der SIPO geregelt' Die



$ 138a

von Beweis- und Verwertr:ngsverboten gesiJhert werden.

1 . Buch. 1 1. Abschnitt. Verteidigung

Annahme

Konkretisierung claniber hinausgehender Gebote und Verbote ist zwar nicht gänzlich ausge-
schlossen (vgl. BGH NSIZ 1984, 563: Verfahrenshindemis b"i ,,Enrfil;;go.i; ,us einemanderen Land, dazu BVerfG stv 1986,233; BVerfG NSrz 19g6,46g: BGH'SIV 1987, r3g;
ft!_rb:yL !1v -t9t7, 173); es ':l^d*:'^:!"1:ryt großer n"n,ra"-k"it'lro;G-tre; (vgl. auchBVerfGE 57, 250, 275; BGH Nsr,z 1984, 274). Eeim v."t"n f"g..-d; R.?-h;;;i\f#ä:j
p::?::t:1.9]n'jT.T.y:"- der. StpO- aus; es. kann eswa dJrä Ausetzungs_- und lJnter_gung reicht das Instrumenbrium der Stpo aus; es kann .r*" di.ä Aussetzungs- und ljnter_
brechungsanträge' durch Befangenheitsanträge und in Extremfillen 

"*rt J"."-riii. Annahme

$ 138a [Ausschließung des Verteidigers]

- 
(1) Ein vefteidiger ist von det Mitwirkung in einem verfahren auszuschließen, wenn erdringend oder in einem die Erö{hrung des-Haupwerfahrens rechtfertigu"a"i Grade ver-dächtig ist, daß er

1. an der Tat, die den Gege'rstand der untersuchung bildet, beteiligt ist,
2. deu verkehr mit dem nicht auf freiem Fuß bäfindliciren neichuldigten dazu miß_braucht, Straftaten zu begehen oder die Sicherheit einer vollzugsansäi-erlebtich zugefährden, oder
3. eine--Handlung begangen hat, die füir den Fall der verurteilung des Beschuldigten

Begünstigung, Strafrereitelung oder Hehlerei wäre.
(2) Von der Mitwirkung in einem Verfahren, das eine Straftat nach $ 129 a des StraGgesetzbuches zum Gegenstand hat, ist ein verteidiger auch uor.or"hü"ß"o, wenn be-stimmte Tatsachen den verdacht begränden, daß er eine der in Absatz 1 Nr. 1 und 2bezeichneten Handlungen begangen hat oder begeht.
(3) I Dio Ausschließung ist aufzuheben,

1. sobald ihre voraussetzungen nicht mehr vorriegen, jedoch nicht allein deshalb, weilder Beschuldigte auf freien Fuß gesetzt worden is't,
2' wenn der-Verteidiger in e-inem wegen des Sachverhalts, der zur Ausschließung gefährthat, eröfteten Hauptverfahren freigesprochen oder wenn in einem urteil des Ehren-oder Berufsgerichts eine_schuldhafte Verletzung der Berußpflicnt"o im ffioUlick auf

diesen Sachverhalt nicht festgestellt wird,
3. wennlicht spätesters einJahr nach der Ausschließung wegen des sachverhalts, der zurAusschließung geführt hat, das Hauptverfahren im strafre-rfahren oder im ehren- oderberußgerichtlichen verfahren eröffirit oder ein stralbeGhl erlassen wordui i.t.
- '!t1u Ausschließnng, die nach Nummer 3 aufzuheben ist, kann befristet, l?ingsteas je-
doch insgesamt Iär die Da-uer 

-eines 
weiteren Jahres, au&echterhalten *"rj"1,, wenn diebesondere schwietigkeit oder der besondere ü*ruog der sache odet ein aiäerer wictrc_ger Grund die Entscheidung über die Eröftung des Haupwerfahrens noch nicht zuläßt.

, (4) tsolange ein verteidiger ausgeschlossen ist, kann er den Beschuldigten auch in an-deren gesetzlich geordneten verfahren nicht verteidigen. 2In ."".d;;;-ä;;elegenheiten
darf er den Beschuldigten, der sich nicht auf &eiem Fuß befindet, niÄt außri"h.rr.

.!5) 
1f1d9r-e Beschuldigte kann ein verteidiger, sorange er ausgeschlossea ist, in dem-selben verfahren nicht verteidigen, iu anderen verfahien dann"nicht, *.oo ai".u 

"ioustraftat nach g 129a des strafgesefzbuches_zum Gegenstand haben und die Ausschrießung

li:T-, verfahren erfolgt ist, das ebenfaus eine-sorche straftat 
""* Cug;rond har.'Absatz 4 gilt entsprechend.
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I- Anwendungsbereich der Vorschrift

1. Ausschließung des verteidigers. Die von_chrift betrift die Ausschließung des vertei- 1

digen. Sie ist verfassungsge*:rff eü.tfC NJW- 1e7S, 2341; Nienöller/Schuppert,AÖR 1982'

389, 436). Zur Gesetzesget.fti"ftr" vgl. vor $ ifZ naNr' 1, eingehend 
-Vogel 

NJW 1978' 1217'

1222 ksl. auch Donus, n,r.r.ttU"n""ttg u"d Überwathung,des-Veneidigen- im Strafverfahren'

;;: +."bü;'1;tä' ä,'/ Nati 1plai,328; Parisset restebe für,Ludwig Koch (198e) S. 199;

F; CS lü"ye, llolo;-s. at; n^og'yf. ryfr's: Der Aussc'luß des Strafveneidigen in

l't 
"oti. 

otd dta*it, 1992; Burhof ZAP 1995, 369 : Fach 22' 173)'

2. Alle verteidiger. Die Vonchrift betrifft nicht nur die wahlverteidiger und die diesen 2

durch $ 392 AO 1977 i. Ä*.,tb.htitdlichen ErmittlTql:g$^lgeichgestellten Angehöri-

sen anderer steuerberatendei-S.t"Ä (OLC Karlsruhe I\UW 1975, 943), sondem dle Verteidiger

:ttir;hf;Äilhä;'"".n*s'iis Abs. z als verteidiger zulelassenen Penonen und der nach $ 141

.l-r- pni.n*"tteidiger -U"rt"Ut." 
Rechtsanwdlte- und Rechtskundigen im Sinne von $ 142

Ätr.z lscHst. 42-, e4 = NS;Z ßs7, 46 m' Anm' w9igend;,\c NYf?8:,1538; oLG-Sä*.f,*.lg 
StV 1984' SOO; OrC Düsseldorf -NSIZ 1988' 519 = lR- 1?89-' 2-50 m' Anm'

-n 
grii' 

- 
örC ira,rknrrt 

' 
Stv 

' tssz' 360; Kleink'necht/Mqu-Gofner -l{\i'^3t^.Ddtrssen 
LR

na\i. sn-.; Sterr AK-StPo RdNr. e; Mtllter KMR.RdN;' 1; Rtel J\-1?Z?'-16: aA im An-

schluß an BVerfGE 39,238 
j NIW tSlS, 1,OtS noch OLG Koblenz NJW-1979. 25'21; OLG

Köln NSIZ 1982, 129: usenhi;äe, GA 1975,109). Die Anwendung-.der $$ 138a ff' auch auf

;;; i'ai.h*;idiger und i"" 
"r"rt 

S rla aut. 2 zugelassenen Verteidiger enspricht der Funk-

tion des Ausschließungs""räftt."r ind der Stelluig des Verteidigen' Zum-einen knüp6n

SilelAfr.4 und 5;;.; Ausschluß weitergeftnde Folgen fi1r ander-e Verfahren' Diese

K;;;;;;.r rete' krrfrb"r"t""r .tirht ein, wJnn beim Vorliegen derVoraussetzungen des

$ 1äil;;;B".;;i;"td". pflichwerteidigers-oder die Genehmigung.nach $ 138 Abs.2 zwar

zurücksenommen wird, .in O.rrrti.tr.t A"uschluß nach $ 138a a6er nicht ausgesprochen wird'

2ä^f#ä;i';;';;J;;itigen Pflichweneidigerbestellunq odgl einer anderweitigen Ge-

*fr-rg""g nach $ 13g Abs. )'berücksichci^gt -*.id.tt, daß der Verteidiger, wenn er nach

$t:S"".,;g.r"hlorr.n *orä.r, -äre, nach $138aAbs'4 und 5 von Rechs wegen-an der

ü"""iaig"tig gehinden *ar"- Vott praktischer..Bedeutung,kg" "b:t.9::,Itrttit' 
daß ein

lnl.i,wJrt.äi[.r, desen Bestellung alus d"n Gründen.des 5 138a .rnom Vorsitzenden zurückge-

;;;";;.d; 
"i., 

,r"r", W"tU""ri"iaig"rverhältnis 9ingeh1, 
das er bei einem fiirmlichen Aus-

schluß nicht wahmehmen iürfte. Zur üermeidung dieser Folgen tr1-{1trg-{1-Ormliche Aus-

schließungsverfah..n Vo.r*g. 
-Z,r- 

,nd"..n wirä die durch das STVAG 1987 gesFrkte und

J.- W.f,i.,.*"idig". dor.h s' tiZ lat.1 w-eitgehend.angegliche.ne Stellung des P{Iichweneidi-

sen dadurch qeschützt, a"h"a^ A"r*nfießun-"gsverfahren än höhere Anforderungen- gefnüpft

i;'ilil';il"-{ü.t"rn^. der Bestellun-g aus sonstigen wlcfrtige.n Gründen durch den

vo.'io""a.".DasAusschließunSvefihrennach$l38aff.istdaherindendortgenannten
izu-." g.g""AU.t S f +: ai. sp'."iäere.Regelung und schließt eine (wahlweise) Rücknahme der

ir;;iü;ä aus diäsen Grünäen durch dän Vönitzenden aus (oLG DF*l{91| NSIZ 1988'

itg-; ilri'"t 
"*nt/Meyer-Cofir 

RdNr. 3; Li)derssen LR RdNr. 8f.; Dercker NfitI 1979' 2176;

iüÄ'iöis, 3t; 
^Ä 

uat{rrtutR Rdr.jr. 1; 2. Auflage). unberührt bleibt die Rücknahme der

n.itJ1,.,r,g aus anderen -i.ttrig* Gründen (vgt $ 14*3 RdNr.4f.; dazu HilgendorJNStZ.1996'

fl.- Oi. Bf.n. Rticknahm. ä.i n.tt.iluttg Ist jedoch mit Einventändnis des Angeklagten

"ira 
G ü.rt.idig"r. drnn ,ntli.rig ,rnd geüot.tt] wenn der Verteidiger damit 

-vor 
dem nach

E-f :g. nUr.5 mißgeblichen Zeitlunkt ftlgenlos ausscheiden will, da ihm im Gegensatz zum


